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In dem einstweiligen Verfügungsverfahren 

Pro Rauchfrei e.V., vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden Stephan 
Weinberger, Birkenstr. 7, 94539 Grafling 
  - Verfügungskläger - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Mueller.legal Müller Rechtsanwälte Partnerschaft, Mauerstr. 66, 10117 Berlin 
Geschäftszeichen: VRS-26-003220 
 
gegen 
 
Özay Bülbül, Betreiber des Kiosks Bülbül Kiosk, Limmerstr. 84, 30451 Hannover 
  - Verfügungsbeklagter - 
 
 
hat das Landgericht Hannover – 13. Zivilkammer – durch den Vorsitzenden Richter am 
Landgericht Fischer, die Richterin am Landgericht Scheffner und die Richterin am Landgericht 
Kienast am 03.06.2026 beschlossen: 

Die Kosten des einstweiligen Verfügungsverfahrens trägt der Verfügungsbeklagte. 

Der Streitwert wird festgesetzt auf 10.000,00 €. 

Gründe 

Nachdem der Verfügungskläger  das einstweilige Verfügungsverfahren in der Hauptsache für 
erledigt erklärt hat und der Verfügungsbeklagte dem nach erfolgtem Hinweis gemäß § 91a 
Abs. 1 Satz 2 ZPO nicht innerhalb der Notfrist von zwei Wochen widersprochen hat, war gemäß 
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§ 91a Abs. 1 Satz 2 ZPO unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes über 
die Kosten des Rechtsstreits nach billigem Ermessen zu entscheiden. 

Die Entscheidung folgt der – nicht dem Anwaltszwang unterfallenden (vgl. LG Cottbus, 
Beschluss vom 16.09.2024 – 2 O 128/24 –, Rn. 10 - 11, juris) - Kostenübernahmeerklärung des 
Verfügungsbeklagten vom 02.06.2026 (§ 91a Abs. 1 Satz 1 ZPO, § 307 ZPO entsprechend; 
Nr. 1411 Nr. 4 KV GKG – die Gerichtskosten reduzieren sich dadurch auf eine Gebühr). 

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 3 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Diese Entscheidung kann mit der sofortigen Beschwerde angefochten werden. Sie ist innerhalb einer Notfrist von 
zwei Wochen bei dem Landgericht Hannover, Volgersweg 65, 30175 Hannover, oder bei dem Oberlandesgericht 
Celle, Schloßplatz 2, 29221 Celle, einzulegen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der Entscheidung.  
Die sofortige Beschwerde gegen die Kostenentscheidung ist nur zulässig, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstandes 300,00 € und der Wert des Beschwerdegegenstandes in der Hauptsache 1000,00 € 
übersteigt. Beschwerdeberechtigt ist, wer durch diese Entscheidung in seinen Rechten beeinträchtigt ist.  
Die Beschwerde ist mittels elektronischen Dokuments einzulegen. Sie kann nur durch eine Rechtsanwältin oder 
einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses 
sowie die Erklärung enthalten, dass Beschwerde gegen diesen Beschluss eingelegt wird. Soll die Entscheidung nur 
zum Teil angefochten werden, so ist der Umfang der Anfechtung zu bezeichnen.  
Die Beschwerde soll begründet werden. 

Diese Entscheidung kann hinsichtlich der Wertfestsetzung mit der Beschwerde angefochten werden. Sie ist nur 
zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache rechtskräftig 
geworden ist oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, bei dem Landgericht Hannover, Volgersweg 65, 
30175 Hannover, eingeht. Wird der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt, kann die 
Beschwerde innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung der Festsetzung bei dem Gericht 
eingelegt werden.  
Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 300,00 € übersteigt oder das Gericht 
die Beschwerde in diesem Beschluss zugelassen hat. Beschwerdeberechtigt ist, wer durch diese Entscheidung in 
seinen Rechten beeinträchtigt ist.  
Die Beschwerde wird durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle des 
genannten Gerichts eingelegt. Sie kann auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts erklärt 
werden, wobei es für die Einhaltung der Frist auf den Eingang bei dem genannten Gericht ankommt. Sie ist zu 
unterzeichnen. Die Einlegung kann auch mittels elektronischen Dokuments erfolgen. Informationen zu den weiteren 
Voraussetzungen zur Signatur und Übermittlung sind auf dem Justizportal des Bundes und der Länder 
(www.justiz.de) im Themenbereich zur elektronischen Kommunikation zu finden. Eine Einlegung per einfacher E-Mail 
ist unzulässig. Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse sind zur Einlegung mittels 
elektronischen Dokuments verpflichtet.  
Die Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses sowie die Erklärung enthalten, dass 
Beschwerde gegen diesen Beschluss eingelegt wird. Soll die Entscheidung nur zum Teil angefochten werden, so ist 
der Umfang der Anfechtung zu bezeichnen. 

Fischer 
Vorsitzender Richter am 
Landgericht 

Scheffner 
Richterin am Landgericht 

Kienast 
Richterin am Landgericht 
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Hannover, 03.06.2026 

Bock, Justizangestellte 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


